
Kleine Anfrage
der Abgeordneten Nicole Gohlke, Dr. Petra Sitte, Pascal Meiser, Petra Pau, Gökay 
Akbulut, Clara Bünger, Anke Domscheit-Berg, Dr. André Hahn, Susanne Hennig-
Wellsow, Ina Latendorf, Cornelia Möhring, Sören Pellmann, Martina Renner, 
Kathrin Vogler und der Fraktion DIE LINKE.

Zur Lage von Personalräten an Hochschulen

Personalräte fungieren in öffentlichen Einrichtungen analog zu Betriebsräten in 
privaten Unternehmen. Zu ihren Aufgaben gehört es unter anderem, „darüber 
zu wachen, dass die zugunsten der Beschäftigten geltenden Gesetze, Verord-
nungen, Tarifverträge, Dienstvereinbarungen und Verwaltungsanordnungen 
durchgeführt werden“, „Anregungen und Beschwerden von Beschäftigten und 
der Jugend- und Auszubildendenvertretung entgegenzunehmen“ sowie „die 
Durchsetzung der tatsächlichen Gleichstellung von Frauen und Männern zu för-
dern“, wie es im Bundespersonalvertretungsgesetz (BPersVG) heißt. Sie leisten 
damit einen wesentlichen Beitrag zur Interessenvertretung der Beschäftigten im 
öffentlichen Dienst.
Im Hochschulbereich gibt es Anzeichen dafür, dass die Arbeit von Personalrä-
ten erschwerten Bedingungen ausgesetzt ist und einzelne Beschäftigtengruppen 
nur unzureichend durch Personalräte vertreten werden. So berichtet die Ge-
werkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW): „[M]it Drittmitteln beschäftig-
te wissenschaftliche und künstlerische Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter dürfen 
nur auf Antrag vom Personalrat vertreten werden. […] Daher werden die meis-
ten Einstellungen, Vertragsverlängerungen und Eingruppierungen der Personal-
vertretung gar nicht erst vorgelegt. Die Folge sind Wildwuchs und Missbrauch 
– und die Beschäftigten leiden unter schlechteren Konditionen“ (GEW: 
14. September 2022: Wildwuchs in der Mitbestimmung; www.gew.de/aktuelle
s/detailseite/wildwuchs-in-der-mitbestimmung).

Wir fragen die Bundesregierung:
 1. Welche Datensammlungen, Erhebungen und dergleichen stehen der Bun-

desregierung zur Verfügung, um sich über die Lage der betrieblichen Mit-
bestimmung an den deutschen Hochschulen zu informieren?

 2. Sieht die Bundesregierung die Datenlage als ausreichend an, um die Lage 
der betrieblichen Mitbestimmung an den deutschen Hochschulen einschät-
zen zu können?

 3. Plant die Bundesregierung die Einführung einer amtlichen Erfassung die-
ser Informationen, und wenn ja, wann, und wenn nein, warum nicht?

 4. An wie vielen Hochschulen sind nach Kenntnis der Bundesregierung Per-
sonalräte gewählt?
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 5. Wie viele Personen sind nach Kenntnis der Bundesregierung an deutschen 
Hochschulen beschäftigt (bitte nach wissenschaftsunterstützendem Perso-
nal, Professorinnen bzw. Professoren, sonstigem wissenschaftlichem und 
künstlerischem Personal, studentischen Beschäftigten sowie wissenschaft-
lichen Hilfskräften, Letztere differenziert nach mit oder ohne Master, auf-
schlüsseln)?

 6. Wie viele Beschäftigte an deutschen Hochschulen werden nach Kenntnis 
der Bundesregierung von einem Personalrat vertreten (bitte nach Personen, 
die unmittelbar vertreten werden, und solchen, die nur auf Antrag vertreten 
werden, sowie nach wissenschaftsunterstützendem Personal, Professorin-
nen bzw. Professoren, sonstigem wissenschaftlichem und künstlerischem 
Personal, studentischen Beschäftigten sowie wissenschaftlichen Hilfskräf-
ten aufschlüsseln)?

 7. Wie viele Personen arbeiten nach Kenntnis der Bundesregierung an deut-
schen Hochschulen auf dritt- oder projektmittelfinanzierten Stellen (bitte 
nach wissenschaftsunterstützendem Personal, Professorinnen bzw. Profes-
soren, sonstigem wissenschaftlichem und künstlerischem Personal, studen-
tischen Beschäftigten sowie wissenschaftlichen Hilfskräften aufschlüs-
seln)?

 8. Wie viele der Drittmittel- und Projektmitarbeitenden an deutschen Hoch-
schulen werden nach Kenntnis der Bundesregierung durch Personalräte 
vertreten (bitte nach denjenigen, die unmittelbar vertreten werden, und de-
nen, die auf Antrag vertreten werden können, sowie nach wissenschaftsun-
terstützendem Personal, Professorinnen bzw. Professoren, sonstigem wis-
senschaftlichem und künstlerischem Personal, studentischen Beschäftigten 
sowie wissenschaftlichen Hilfskräften differenzieren)?

 9. Welche Personengruppen an Hochschulen sind nach Kenntnis der Bundes-
regierung von der Vertretung durch einen Personalrat grundsätzlich ausge-
schlossen (bitte nach einzelnen Bundesländern sowie Bundespersonalvert-
retungsrecht aufschlüsseln)?

10. Welche Personengruppen an Hochschulen werden nach Kenntnis der Bun-
desregierung nur auf Antrag durch einen Personalrat vertreten (bitte nach 
einzelnen Bundesländern sowie Bundespersonalvertretungsrecht auf-
schlüsseln)?

11. Bestehen nach Kenntnis der Bundesregierung für Beschäftigte, die nur 
einen befristeten Arbeitsvertrag haben, Einschränkungen in der Vertretung 
durch den Personalrat (bitte nach einzelnen Bundesländern sowie Bundes-
personalvertretungsrecht aufschlüsseln)?

12. Bestehen nach Kenntnis der Bundesregierung für Beschäftigte, die nur 
einen befristeten Arbeitsvertrag haben, Einschränkungen in der Wahlbe-
rechtigung für den Personalrat (bitte nach einzelnen Bundesländern sowie 
Bundespersonalvertretungsrecht aufschlüsseln)?

13. Bestehen nach Kenntnis der Bundesregierung für Beschäftigte, die nur 
einen befristeten Arbeitsvertrag haben, Einschränkungen in der Wählbar-
keit für den Personalrat (bitte nach einzelnen Bundesländern sowie Bun-
despersonalvertretungsrecht aufschlüsseln)?

14. Wie wird nach Kenntnis der Bundesregierung in den benannten Bereichen 
sichergestellt, dass Personen, die nur auf Antrag durch einen Personalrat 
vertreten werden, bereits vor den ersten relevanten Entscheidungen im Zu-
sammenhang mit ihrem (künftigen) Arbeitsverhältnis von der Möglichkeit 
der Beantragung der Einbeziehung des Personalrats erfahren?
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15. Bestehen nach Kenntnis der Bundesregierung für Beschäftigte, deren Be-
schäftigung aus Drittmitteln finanziert wird, Einschränkungen in der Ver-
tretung durch den Personalrat (bitte nach einzelnen Bundesländern sowie 
Bundespersonalvertretungsrecht aufschlüsseln)?

16. Bestehen nach Kenntnis der Bundesregierung für Beschäftigte, deren Be-
schäftigung aus Drittmitteln finanziert wird, Einschränkungen in der Wahl-
berechtigung für den Personalrat (bitte nach einzelnen Bundesländern so-
wie Bundespersonalvertretungsrecht aufschlüsseln)?

17. Bestehen nach Kenntnis der Bundesregierung für Beschäftigte, deren Be-
schäftigung aus Drittmitteln finanziert wird, Einschränkungen in der 
Wählbarkeit für den Personaltrat (bitte nach einzelnen Bundesländern so-
wie Bundespersonalvertretungsrecht aufschlüsseln)?

18. Wie wird nach Kenntnis der Bundesregierung sichergestellt, dass bei einer 
Wahl von Beschäftigten, deren Beschäftigung aus Drittmitteln finanziert 
wird, in den Personalrat die für die Personalratsarbeit erforderlichen Res-
sourcen nicht (ausschließlich) zulasten des betreffenden Drittmittelprojek-
tes aufgebracht werden müssen?

19. Wie viele Beschäftigte an deutschen Hochschulen sind nach Kenntnis der 
Bundesregierung berechtigt, an Personalratswahlen teilzunehmen (bitte 
nach wissenschaftsunterstützendem Personal, Professorinnen bzw. Profes-
soren, sonstigem wissenschaftlichem und künstlerischem Personal, studen-
tischen Beschäftigten und wissenschaftlichen Hilfskräften aufschlüsseln)?

20. Bei welchen Tatbeständen, die üblicherweise der Mitbestimmung durch 
Personalräte unterliegen, ist nach Kenntnis der Bundesregierung für den 
Hochschulbereich abweichend nur eine Mitwirkung der Personalräte vor-
gesehen (bitte nach einzelnen Bundesländern sowie Bundespersonalvertre-
tungsrecht aufschlüsseln)?

21. Haben die Personalräte an Hochschulen nach Kenntnis der Bundesregie-
rung ein Mitbestimmungsrecht bei der Befristung von Arbeitsverträgen 
(bitte nach einzelnen Bundesländern sowie Bundespersonalvertretungs-
recht aufschlüsseln)?

22. Wie hoch ist nach Kenntnis der Bundesregierung der Altersdurchschnitt 
aktiver Personalratsmitglieder (bitte nach Altersgruppen und für die letzten 
16 Jahre getrennt aufführen)?

23. Wie hoch ist nach Kenntnis der Bundesregierung der Anteil von Frauen in 
den Personalratsgremien (bitte nach Altersgruppen und für die letzten 
16 Jahre getrennt aufführen)?

24. Wie hoch ist nach Kenntnis der Bundesregierung der Anteil von Frauen 
unter Personalratsvorsitzenden und deren Stellvertretungen (bitte nach Al-
tersgruppen und für die letzten 16 Jahre getrennt aufführen)?

25. Zu welchen Regelungsbereichen schließen nach Kenntnis der Bundes-
regierung Personalräte an Hochschulen am häufigsten Dienstvereinbarun-
gen ab (bitte mindestens die 20 häufigsten Themen auflisten und nach Ent-
wicklung der vergangenen 16 Jahre darstellen)?

26. Welche Informationen liegen der Bundesregierung dazu vor, wie oft in den 
vergangenen zehn Jahren Personalratswahlen be- oder verhindert wurden?

27. Welche Rolle spielten Personalräte nach Kenntnis der Bundesregierung bei 
der Bewältigung der COVID-Pandemie durch die deutschen Hochschulen?

28. An welchen Hochschulen, die Ausbildungsbetriebe im Sinne des Berufs-
bildungsgesetzes sind, sind nach Kenntnis der Bundesregierung Jugend- 
und Auszubildendenvertretungen gewählt?
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29. An welchen Hochschulen sind nach Kenntnis der Bundesregierung 
Schwerbehindertenvertretungen gewählt?

30. An welchen Hochschulen sind nach Kenntnis der Bundesregierung soge-
nannte alternative Interessenvertretungen, also Gremien der Beschäftigten-
vertretung, die nicht auf Basis des Betriebsverfassungsgesetzes oder eines 
Personalvertretungsgesetzes konstituiert wurden, gewählt und eingesetzt?

31. Ist es der Bundesregierung ein Anliegen, den Anteil der Hochschulbe-
schäftigten zu erhöhen, der von Personalräten vertreten wird, und welche 
Maßnahmen sieht sie als geeignet an, diesen Anteil insbesondere unter 
wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen bzw. Mitarbeitern zu erhöhen?

Berlin, den 10. Juni 2023

Amira Mohamed Ali, Dr. Dietmar Bartsch und Fraktion
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